
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Umsatzsteuer: 
Achten Sie für den Vorsteuerabzug auf 
die Leistungsbeschreibung

Unternehmer sollten bei empfangenen 
Rechnungen darauf achten, dass die Leis-
tungsbeschreibung möglichst konkret ist, 
da ansonsten der Verlust des Vorsteuer-
abzugs droht. Wer selbst per Gutschrift 
abrechnet, sollte entsprechend in der 
Gutschrift eine aussagekräftige Leistungs-
beschreibung aufnehmen. Zwar darf die 
Finanzverwaltung keine zu hohen Anfor-
derungen an die Leistungsbeschreibung 
stellen und zudem können fehlerhafte 
Rechnungen mitunter auch rückwirkend 
berichtigt werden. Dennoch sollte man es 
erst gar nicht auf Streit mit der Finanzver-
waltung ankommen lassen. Zudem zeigt 
ein aktuelles Urteil des Bundesfinanz-
hofs, dass eine - rückwirkende - Rech-
nungsberichtigung ausscheidet, wenn die  
Ursprungsrechnung erst gar keine Leis-
tungsbeschreibung enthielt (BFH-Urteil 
vom 12.3.2020, V R 48/17).

In dem zugrundeliegenden Verfahren ging 
es - vereinfacht - um folgenden Sachver-
halt: Die Klägerin betreibt einen Online-

shop für verschiedene Softwarehersteller. 
Der jeweilige Kunde schließt über den 
Onlineshop einen Kaufvertrag unmittelbar 
mit der Klägerin ab, die wiederum die Soft-
ware bei dem Softwarehersteller einkauft. 
Im November 2005 erwarb die Klägerin 
von einem Verlag Standardsoftware und 
rechnete darüber per Gutschrift ab. Darin 
fehlten Angaben zur Steuernummer und 
zur Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
des Verlags. In dem Abrechnungsdokument 
wurden die Leistungen nur als „Produkt-
verkäufe“ bezeichnet. Dies genügte der 
Finanzverwaltung nicht für den Vorsteuer-
abzug und eine später erfolgende Berich-
tigung des Abrechnungsdokuments wurde 
nicht mit Rückwirkung auf das Jahr 2005 
anerkannt. Der BFH hat die Auffassung der 
Finanzverwaltung bestätigt.

Er begründet dies wie folgt: Eine Rechnung 
muss Angaben tatsächlicher Art enthalten, 
die es erlauben, die abgerechnete Leistung 
zu identifizieren. Das erfordert zwar keine 
erschöpfende Beschreibung der konkret 
erbrachten Leistung; die Rechnung muss 
es aber ermöglichen, die Leistung, über 
die abgerechnet worden ist, eindeutig und 
leicht nachprüfbar festzustellen. Was hier-
zu notwendig ist, richtet sich naturgemäß 
nach den Umständen des Einzelfalls. An  
einer Leistungsbeschreibung fehlt es  
jedoch, wenn die Angaben in hohem Maße 

unbestimmt, unvollständig oder offen-
sichtlich unzutreffend sind. So verhält 
es sich, wenn sich aus der Abrechnung  
keinerlei Anhaltspunkte für die Art des 
gelieferten Gegenstandes oder der sons-
tigen Leistung ergeben. Eine Angabe, die 
zwar Bezug auf „Produktverkäufe“ nimmt,  
jedoch die Art der verkauften Produkte 
gänzlich offen lässt, ist für den Vorsteuer-
abzug unzureichend. 

Praxistipp:
Die Leistungsbeschreibung kann sich 
auch aus weiterführenden Dokumen-
ten ergeben, auf die in der Rechnung 
oder Gutschrift Bezug genommen 
wird. Die Finanzverwaltung darf 
sich also nicht nur auf die Prüfung 
der Rechnung selbst beschränken, 
sondern muss auch zusätzliche Infor-
mationen berücksichtigen. Dennoch 
müssen aussagekräftige Angaben zu 
der Art der abgerechneten Umsätze 
vorliegen. Ganz unabhängig davon 
plant der Gesetzgeber derzeit eine 
Verschärfung im Zusammenhang mit 
rückwirkenden Rechnungsberichti-
gungen. Wir werden darüber noch 
gesondert informieren.
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Umkehr der Steuerschuld: Vorsicht bei 
Herstellung eines Eigenheims 

Bei bestimmten Umsätzen schuldet nicht 
der Erbringer einer Leistung die Umsatz-
steuer, sondern der Empfänger. Dies soll 
helfen, Steuerausfälle zu vermeiden und 
wird als „Umkehr der Steuerschuld“ oder 
auch als „Reverse-Charge-Verfahren“ be-
zeichnet. Für welche Umsätze und für wen 
die Umkehr der Steuerschuld gilt, ist sehr 
detailliert in § 13b des Umsatzsteuerge-
setzes geregelt. Unter anderem kommt das 
Verfahren zur Anwendung, wenn ein im 
Ausland ansässiger Unternehmer Werklie-
ferungen in Deutschland erbringt und der 
Leistungsempfänger seinerseits ein Unter-
nehmer ist. Dies gilt auch dann, wenn die 
Leistung für den nichtunternehmerischen 
Bereich bezogen wird. Ausgeschlossen von 
der (Umkehr der) Steuerschuldnerschaft 
sind damit nur Privatpersonen. Die Vor-
schrift des § 13b UStG hält allerdings eini-
ge Tücken bereit. So hat das Finanzgericht 
München Anfang des Jahres entschieden, 
dass ein Unternehmer, der auf seinem 
Grundstück ein Einfamilienhaus durch ein 
in Österreich ansässiges Unternehmen 
errichten lässt, die Umsatzsteuer für die 
Leistung gemäß § 13b UStG auch dann in 
voller Höhe schuldet, wenn er den Auftrag 
gemeinsam mit seiner - nichtunternehme-
rischen - Ehefrau erteilt hat (Urteil vom 
29.1.2020, 3 K 1818/18).

Es ging - vereinfacht - um folgenden Sach-
verhalt: Der Kläger, der unternehmerisch 
tätig war, war Alleineigentümer eines 
Grundstücks. Gemeinsam mit seiner Ehe-
frau erteilte er einem Bauunternehmer 
mit Sitz in Österreich den Auftrag für die 
Errichtung eines Einfamilienhauses auf 
diesem Grundstück. Das Finanzamt ver-
trat die Auffassung, dass der Kläger für 
diese Werklieferung die Umsatzsteuer als 
Leistungsempfänger i.S. von § 13b Abs. 5 
UStG vollumfänglich schulde und setzte 
die Umsatzsteuer auf 46.852,67 Euro fest. 
Es handelte sich hierbei um 19 Prozent 
Umsatzsteuer auf den gesamten Net-
to-Rechnungsbetrag. Dass die empfangene 
Leistung letztlich zur Hälfte auf die Ehe-
frau entfiel, sei insoweit unbedeutend. Die 
hiergegen gerichtete Klage wurde vom FG 
München zurückgewiesen.

Das Urteil wird wie folgt begründet: Im 
Falle der Auftragserteilung für die Errich-
tung des Einfamilienhauses durch eine 
Ehegattengemeinschaft ist hinsichtlich des 
zu entrichtenden Entgelts im Allgemeinen 
davon auszugehen, dass die Ehegatten 
als Gesamtschuldner i.S. von § 421 BGB 
anzusehen sind. Sofern einer der beiden 
Ehepartner unternehmerisch tätig ist, ist 
dieser gleichsam Leistungsempfänger hin-
sichtlich der gesamten Werklieferung. 

Der Umstand, dass neben ihm auch der an-
dere (nicht unternehmerisch tätige) Ehe-
gatte als Leistungsempfänger anzusehen 
ist, ändert nichts daran, dass ersterer als 
Leistungsempfänger i.S. von § 13b Abs. 5 
Satz 1 UStG gilt. Dass sowohl der eine Ehe-
gatte als Unternehmer als auch der andere 
Ehegatte als Nichtunternehmer im gleichen 
Umfang Empfänger einer Werklieferung 
sind, steht der alleinigen Inanspruchnah-
me des unternehmerisch tätigen Ehepart-
ners als Steuerschuldner nicht entgegen. 

Praxistipp:
Ob die Entscheidung Bestand haben 
wird, muss die Revision zeigen, die 
bereits unter dem Az. V R 7/20 vorliegt. 
Im Urteilsfall half es übrigens nicht, 
dass der Leistungserbringer die 
Umsatzsteuer - zunächst - an das 
Finanzamt abgeführt hatte und es 
mithin gar nicht zu einem Steueraus-
fall gekommen ist. Jedenfalls sind 
Auftraggeber in entsprechenden 
Fällen gut beraten, vor der Auftrags-
erteilung das Gespräch mit dem 
steuerlichen Berater zu suchen, um 
die Steuerschuldnerschaft frühzeitig 
abklären zu lassen. 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Homeoffice-Vermietung an Arbeitgeber: 
Aktuelles zur Überschussprognose 

Wenn ein Arbeitnehmer sein Homeoffice an 
den Arbeitgeber vermietet, weil dieser ein 
vorrangig betriebliches Interesse an der 
Nutzung der Räumlichkeiten hat, erzielt 
der Arbeitnehmer Einkünfte aus Vermie-
tung und Verpachtung. Das heißt, die Mie-
teinnahmen sind steuerlich anzusetzen, im 
Gegenzug dürfen aber alle Aufwendungen 
als Werbungskosten geltend gemacht wer-
den. So zumindest der Grundsatz, denn im 
Einzelfall gibt es durchaus Abgrenzungs-
fragen. Zudem tauchen Probleme dann auf, 
wenn die Kosten des Arbeitszimmers höher 
sind als die Mieteinnahmen, also Verluste 
entstehen. Hier verlangen die Finanzämter 
eine Prognose, dass zumindest langfristig 
ein „Totalüberschuss“ aus der Vermietung 
erzielt wird. 

Zum Hintergrund: Im Jahre 2018 hat der 
Bundesfinanzhof entschieden, dass die 
Vermietung von Wohnraum an den Arbeit-
geber zu dessen betrieblichen Zwecken 
als gewerbliche Vermietung einzuordnen 
ist. Folge: Der Arbeitnehmer kann Wer-
bungskosten nur geltend machen, wenn 
eine objektbezogene Prognose die erfor-
derliche Überschusserzielungsabsicht be-
legt (BFH-Urteil vom 17.4.2018, IX R 9/17). 
Die Finanzverwaltung folgt dieser Ansicht 

(BMF-Schreiben vom 18.4.2019, BStBl 2019 
I S. 461).
Für welchen Zeitraum eine Überschusspro-
gnose zu erstellen ist, hat die Finanzver-
waltung nicht explizit geregelt. Der Recht-
sprechung des BFH ist aber zu entnehmen, 
dass üblicherweise von 30 Jahren auszuge-
hen ist (so z.B. BFH-Urteil vom 19.2.2019, IX 
R 16/18). 

Doch: Das Finanzgericht Köln hat soeben 
entschieden, dass der Prognosezeitraum 
kürzer ist, wenn der Ruhestand des Arbeit-
nehmers in wenigen Jahren absehbar ist. 
Im Urteilsfall hatte der Arbeitnehmer be-
reits bei Abschluss des Mietvertrages nur 
noch wenige Jahre bis zum Renteneintritt. 
Und so wurde ein Prognosezeitraum von 
nur 13 Jahren unterstellt. In diesem Zeit-
raum wurde ein Verlust von über 72.558 
Euro angehäuft, wie eine Aufstellung des 
Finanzamts ergab. Daher war die Erzielung 
eines Totalüberschusses faktisch unmög-
lich; der Abzug der Kosten wurde verwehrt 
(FG Köln, Urteil vom 12.2.2020, 5 K 2225/18).

Praxistipp:
Für Mietverträge, die vor dem 1.1.2019 
abgeschlossen wurden, sollen 
die Finanzbeamten im Verlustfall 
weiterhin eine Einkünfteerzielungs-
absicht unterstellen und die Verluste 
grundsätzlich anerkennen. Insofern 
hat das BMF in dem o.g. Schreiben 
eine Übergangsregelung erlassen. 
Doch darauf sollte man sich nicht 
unbedingt verlassen, denn die Finanz-
gerichte sind an diese Billigkeits-
regelung nicht gebunden. Und die 
Finanzämter wiederum werden zumin-
dest in Fällen mit außergewöhnlich 
hohen Verlusten Gründe suchen, um 
ihrerseits die Billigkeitsregelung nicht 
anwenden zu müssen. Das bedeutet: 
Die Vermietung des Homeoffice an 
den Arbeitgeber sollte dort, wo sie 
sinnvoll ist, vorgenommen werden. 
Als „Steuersparmodell“ eignet sie sich 
aber nicht.

Sozialversicherung: 
Neue Beitragsbemessungsgrenzen 
ab 2021

Ab 1. Januar 2021 gelten neue Beitrags-
bemessungsgrenzen in der gesetzlichen 
Kranken- und Rentenversicherung sowie 
weitere wichtige Werte. Sie werden wie 
jedes Jahr an die Einkommensentwicklung 
angepasst. Eine Verordnung dazu hat das 
Bundeskabinett beschlossen.

Demnach steigt die Beitragsbemessungs-
grenze in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung ab dem 1. Januar 2021 auf jährlich 
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58.050 Euro (monatlich 4.837,50 Euro). Die 
Versicherungspflichtgrenze liegt dann bei 
64.350 Euro jährlich (monatlich 5.362,50 
Euro).
Bis zur Beitragsbemessungsgrenze ist das 
Einkommen eines Beschäftigten beitrags-
pflichtig, alles darüber ist beitragsfrei. Bis 
zur Versicherungspflichtgrenze müssen 
Beschäftigte gesetzlich krankenversichert 
sein. Wer über diesen Betrag hinaus ver-
dient, kann sich privat krankenversichern 
lassen.

Für die Beitragsberechnung in der gesetz-
lichen Rentenversicherung gilt ab dem 1. 
Januar 2021 ebenfalls eine neue Einkom-
mensgrenze. Der Beitrag bemisst sich dann 
bis zu einem Höchstbetrag von 7.100 Euro 
im Monat in den alten und 6.700 Euro in 
den neuen Bundesländern. In der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung steigt 
diese Einkommensgrenze auf 8.700 Euro 
in den alten und 8.250 Euro in den neuen 
Ländern.

Immobilienbesitzer

Baukindergeld: Bundesregierung 
verlängert Frist um drei Monate

Seit September 2018 kann das Baukinder-
geld bei der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau (KfW) beantragt werden. Förderfähig 
ist der erstmalige Neubau oder Erwerb von 
Wohneigentum in Deutschland. Begünstigt 
sind Familien und Alleinstehende mit min-
destens einem Kind unter 18 Jahren und ei-
nem Haushaltseinkommen von höchstens 
90.000 Euro. Die Förderung erfolgt in Form 
eines Zuschusses von 1.200 Euro pro Kind 
10 Jahre lang, also 12.000 Euro insgesamt 
je Kind. 

Der Antrag auf Baukindergeld ist nicht im 
Vorhinein zu stellen, sondern erst, nach-
dem die Eigentümer in das Wohneigentum 
eingezogen sind. Erst dann erfahren diese, 

ob ein Zuschuss gewährt wird. Eine Antrag-
stellung vor Einzug in das Wohneigentum 
ist nicht zulässig. Entsprechende Anträge 
werden abgelehnt. Der Antrag muss aber 
spätestens sechs Monate nach dem Ein-
zug in das selbst genutzte Wohneigentum 
durch den Eigentümer bzw. Miteigentümer 
gestellt werden. Bei Erwerb von einer be-
reits selbstgenutzten Wohneinheit (z.B. 
Kauf der gemieteten Wohnung), muss der 
Antrag spätestens sechs Monate nach Un-
terzeichnung des notariellen Kaufvertrags 
gestellt werden.

Bislang galt: Das Baukindergeld wird nur 
gewährt, wenn bei Kauf einer Wohnung der 
notarielle Kaufvertrag bis zum 31.12.2020 
abgeschlossen wird oder bei Bau eines 
Hauses die Baugenehmigung bis zum 
31.12.2020 erteilt wird. Nur wenn diese Vo-
raussetzung erfüllt ist, dürfen Sie den An-
trag auf Baukindergeld bis spätestens zum 
31.12.2023 stellen. 

Doch soeben hat die Bundesregierung die 
Frist für das Baukindergeld um drei Mona-
te verlängert. Sie gilt jetzt nicht mehr bis 
Ende dieses Jahres, sondern bis 31.3.2021. 
Das bedeutet, dass für den Antrag auf Bau-
kindergeld die Baugenehmigung bis zum 
31.3.2021 erteilt sein muss oder der Kauf-
vertrag bis dahin abgeschlossen sein muss. 
Die Frist für den Antrag auf Baukindergeld 
bleibt mit dem 31.12.2023 unverändert. 

Ferienwohnung: Kein steuerbarer 
Veräußerungsgewinn für Inventar

Werden Immobilien innerhalb von zehn 
Jahren an- und wieder verkauft, so liegt 
ein steuerpflichtiges privates Veräuße-
rungsgeschäft vor (§ 23 Abs. 1 Nr. 1 EStG). 
Die Gewinne aus Veräußerungen inner-
halb der Zehn-Jahres-Frist unterliegen 
grundsätzlich der Einkommensteuer. Eine 
Ausnahme gilt für eigengenutzte Wohnim-
mobilien. Darunter fallen auch Zweitwoh-
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nungen, nicht zur Vermietung bestimmte 
Ferienwohnungen und Wohnungen, die 
im Rahmen einer doppelten Haushalts-
führung genutzt werden (BFH-Urteil vom 
27.6.2017, IX R 37/16). Eine Nutzung zu ei-
genen Wohnzwecken liegt aber nicht vor, 
wenn eine Ferienwohnung auch von drit-
ten Personen zu Wohnzwecken genutzt und 
sich der Eigentümer dort nur gelegentlich 
besuchsweise aufhält (BFH-Beschluss v. 
29.5.2018, IX B 106/17).

Soeben hat das Finanzgericht Münster 
entschieden, dass auch dann, wenn der 
Gewinn aus dem Verkauf einer Ferienwoh-
nung an sich zu versteuern ist, das mitver-
kaufte Inventar außen vor bleibt. Dieses 
wird also nicht in den „Spekulationsge-
winn“ einbezogen (Urteil vom 3.8.2020, 5 K 
2493/18 E).

Der Sachverhalt: Der Eigentümer einer ver-
mieteten Ferienwohnung veräußerte diese 
bereits wenige Jahre nach dem Erwerb mit 
Gewinn. Die hochwertige Einbauküche und 
das gesamte Wohnungsinventar wurden 
mitverkauft. Mit dem Finanzamt stritt er 
sich über die Frage, ob der Verkauf von Ein-
richtungsgegenständen einer Ferienwoh-
nung als „privates Veräußerungsgeschäft“ 
der Einkommensteuer unterliegt. Das Fi-
nanzgericht hat sich auf die Seite des Ver-
käufers geschlagen. Nur die Veräußerung 
der Eigentumswohnung unterliege der Be-
steuerung, nicht jedoch die Veräußerung 
des Inventars. Bei dem Inventar handele 
es sich um Wirtschaftsgüter des täglichen 
Gebrauchs, deren Veräußerung nicht EStG 
steuerbar ist. Dies ergebe sich aus dem 
Wortlaut des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG.

Praxistipp:
Der Kaufpreis für Einrichtungsgegen-
stände sollte nach Möglichkeit im 
notariellen Kaufvertrag gesondert 
ausgewiesen werden. Das Finanzamt 
ist hieran grundsätzlich gebunden, 
sofern die Angaben nicht missbräuch-
lich erfolgen. Das kann auch für die 
Grunderwerbsteuer von Bedeutung 
sein. So hat das FG Köln entschieden, 
dass für eine mitverkaufte Einbaukü-
che keine Grunderwerbsteuer fällig 
wird (Urteil vom 8.11.2017, 5 K 2938/16).

Alle Steuerzahler

Nebentätigkeit: Rein nachbarschaftliche 
Hilfe kann steuerfrei sein

Wer einem Freund oder einem Nachbarn 
„hilft“ und für seine Arbeit eine „Vergü-
tung“ erhält, muss auch diese Einnahmen 
grundsätzlich versteuern. So hat der Bun-
desfinanzhof selbst die einmalige Provi-

Rechengrößen West Ost

Beitragsbemessungsgrenze in der GKV 58.050 Euro pro Jahr (4.837,50 Euro pro Monat)

Versicherungspflichtgrenze in der GKV 64.350 Euro pro Jahr (5.362,50 Euro pro Monat)

Beitragsbemessungsgrenze für die 
allgemeine 
Rentenversicherung

7.100 Euro pro Monat 6.700 Euro pro Monat

Beitragsbemessungsgrenze für die 
knappschaftliche Rentenversicherung:

8.700 Euro pro Monat 8.250 Euro pro Monat

Vorläufiges Durchschnittsentgelt für 
2021 in der Rentenversicherung

41.541 Euro pro Jahr

Bezugsgröße in der 
Sozialversicherung:

3.290 Euro pro Monat 3.115 Euro pro Monat

Rechengrößen ab 1. Januar 2021 im Überblick:
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sion für eine Vermittlungstätigkeit den 
sonstigen Einkünften zugeordnet, obwohl 
es sich lediglich um einen Freundschafts-
dienst handelte (BFH-Urteil vom 21.9.2004, 
IX R 13/02). Doch nicht jede Hilfeleistung, 
für die Geld fließt, ist per sé einkommen-
steuerpflichtig. Kürzlich musste sich das 
Niedersächsische Finanzgericht mit dem 
Fall befassen, dass ein Mitbürger seiner 
älteren Nachbarin bei Bankgeschäften und 
Behördengängen behilflich war und hierfür 
eine „Vergütung“ erhielt.

Die Richter haben hier entschieden, dass 
nachbarschaftliche Hilfeleistungen, die 
nach dem Gesamtbild der Umstände nicht 
mit Pflegetätigkeiten gleichzusetzen sind, 
einkommensteuerlich unbeachtlich sind, 
auch wenn die Tätigkeiten unter frem-
den Dritten typischerweise gegen Entgelt 
erbracht würden. Von dem Bereich der 
steuerbaren Leistung seien die Fälle zu 
unterscheiden, in denen tatsächlich keine 
erwerbswirtschaftlichen Zwecke, sondern 
private Motive - wie zum Beispiel eine 
langjährige Nachbarschaft und freund-
schaftliche Verbundenheit - für das Ver-
halten des Steuerpflichtigen entscheidend 
sind (Urteil vom 26.6.2019, 9 K 101/18).

Es ging um folgenden Sachverhalt: Der Klä-
ger wurde von seiner langjährigen Nach-
barin unter anderem gebeten, ihr beim 
Schriftverkehr mit Behörden und Versi-
cherungen behilflich zu sein. Eine Verein-
barung über eine Vergütung wurde - zu-
nächst - nicht geschlossen. Erst acht Jahre 
nach Beginn der Hilfeleistungen wurde 
vereinbart, dass die Tätigkeit rückwirkend 
vergütet werden sollte. Aufgrund dieser 
Vereinbarung und einer bestehenden 
Bankvollmacht überwies der Kläger einen 
Betrag in Höhe von 5.000 Euro vom Konto 
der Nachbarin auf sein Konto. Das Finanz-
amt war der Ansicht, dass der Betrag von 
5.000 Euro zu Einkünften aus selbstständi-
ger Arbeit führte, gewährte einen Freibe-
trag in Höhe von 2.400 Euro und versteuer-
te mithin 2.600 Euro. 
Die Finanzrichter sahen in dem Fall jedoch 
überhaupt keine steuerbaren Einkünfte. 
Die Begründung: Zwar können auch Pfle-
ge- und Betreuungsdienstleistungen Ge-
genstand entgeltlicher Verträge sein. Die 
Hilfeleistungen des Klägers seien jedoch 
nach dem Gesamtbild der Umstände nicht 
mit Pflegetätigkeiten gleichzusetzen, die 
typischerweise eine Gegenleistung aus-
lösen. Im Vordergrund stand stattdessen 
die persönliche Verbundenheit, die den 
Kläger dazu veranlasste, seiner Nachbarin 

den von ihr ungeliebten Schriftverkehr ab-
zunehmen und ihr bei einem eventuellen 
Eintritt des Betreuungsfalls als Betreuer 
zur Seite zu stehen. 

Die punktuelle Hilfe beim Schriftverkehr 
mit Behörden, regelmäßige Besuche, auch 
zum Kartenspielen und teilweise ohne 
konkreten Anlass sowie Hilfeleistungen 
in Einzelfällen gingen nicht über das hin-
aus, was üblicherweise im Rahmen einer 
guten nachbarschaftlichen Beziehung un-
entgeltlich erbracht wird. Werde in einem 
solchen Fall nach über acht Jahren etwas 
vergütet, ohne dazu rechtlich verpflichtet 
zu sein, könne dieses unter Berücksichti-
gung der Gesamtumstände des Einzelfalls 
nicht als klassische Vergütung im Einzel-
nen zuvor erbrachter Leistungen gewer-
tet werden, sondern vielmehr als „ver-
güten“ im Sinne von „wiedergutmachen“.  

Praxistipp:
Freigebige Zuwendungen können 
bei Überschreiten des persönlichen 
Freibetrages eine Schenkungsteuer 
auslösen. Allerdings bleiben mindes-
tens 20.000 Euro von der Schenkung-
steuer verschont.

Krankheit: Kosten für alternative 
Heilmethoden nur mit Attest abziehbar

Aufwendungen für alternative Heilmetho-
den, die wissenschaftlich nicht allgemein 
anerkannt sind, können nur ausnahms-
weise als außergewöhnliche Belastungen 
abgezogen werden. Dazu muss die medi-
zinische Notwendigkeit der Behandlung 
durch ein amtsärztliches Attest oder eine 
Bescheinigung des Medizinischen Dienstes 
der Krankenkassen nachgewiesen werden. 
Wichtig: Das Attest muss bereits vor Beginn 
der Behandlung eingeholt werden. Die Fi-
nanzgerichte urteilen hier regelmäßig sehr 
streng. Auch das Niedersächsische Finanz-
gericht hat soeben in diesem Sinne ent-
schieden. Im zugrundeliegenden Fall ging 
es um Aufwendungen für eine so genannte 
Tomatis-Therapie (Urteil vom 11.6.2020, 9 K 
182/19).
Der Sohn litt an einer Hyperakusis, das 
heißt einer krankhaften Überempfind-
lichkeit gegen Schall. Auf Vorschlag des 
behandelnden HNO-Arztes ließen die Klä-
ger zur Behandlung der Hyperakusis eine 
Hörtherapie nach Tomatis bei einem ent-
sprechenden Institut durchführen. Nach 
der Behandlung bescheinigte der HNO-
Arzt den Erfolg der Therapie. Da weder 
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Krankenkasse noch Beihilfestelle zur Kos-
tenübernahme bereit waren, machten die 
Kläger die Kosten von über 4.000 Euro als 
außergewöhnliche Belastungen geltend. 
Da die Kläger jedoch weder ein vor Beginn 
der Therapie ausgestelltes amtsärztliches 
Gutachten noch eine vorherige ärztliche 
Bescheinigung eines medizinischen Diens-
tes der Krankenversicherung vorlegen 
konnten, lehnte das Finanzamt die steuer-
liche Berücksichtigung ab.

Nach Auffassung des Finanzgerichts han-
delt es sich bei der Tomatis-Therapie um 
eine wissenschaftlich nicht anerkannte Be-
handlungsmethode, bei der zum Nachweis 
der Zwangsläufigkeit der Heilbehandlungs-
kosten ein qualifizierter Nachweis in Form 
eines vor Beginn der Therapie ausgestell-
ten amtsärztlichen Gutachtens oder eine 
vorherige ärztliche Bescheinigung eines 
medizinischen Dienstes der Krankenver-
sicherung erforderlich ist (§ 64 Abs. 1 Nr. 
2 Satz 1f EStDV). Es stützt sich dabei im 
Wesentlichen auf eine Stellungnahme der 
Deutschen Gesellschaft für Phoniatrie und 
Pädaudiologie. Die Gesellschaft hatte an 
frühere Stellungnahmen angeknüpft und 
war zu dem Ergebnis gekommen, dass es 
bis zum Streitjahr 2017 und darüber hinaus 
bis heute keine relevanten wissenschaft-
lichen Arbeiten dazu gibt, ob die Toma-
tis-Therapie zur Behandlung speziell einer 
Hyperakusis geeignet ist. 

Daraus schloss das Finanzgericht, dass die 
große Mehrheit der einschlägigen Fach-
leute diese Behandlungsmethode nicht 
befürwortet und über die Zweckmäßigkeit 
der Therapie kein Konsens besteht. Zudem 
gebe es über Qualität und Wirksamkeit 
der Methode keine zuverlässigen, wissen-
schaftlich nachprüfbaren Aussagen. Der 
Erfolg der Therapie lasse sich im Ergebnis 
nicht aus wissenschaftlich einwandfrei 
durchgeführten Studien über die Zahl der 
behandelten Fälle und die Wirksamkeit der 
Methode ablesen. Es sei auch nicht ersicht-
lich, dass die Tomatis-Therapie in einer für 
die sichere Beurteilung ausreichenden 
Zahl von Behandlungsfällen erfolgreich ge-
wesen sei.

Praxistipp:
Wer eine alternative Heilmethode 
wählt, deren Kosten nicht von der 
Krankenkasse ersetzt werden, sollte 
sich sehr frühzeitig um ein amtsärzt-
liches Gutachten oder um eine ärztli-
che Bescheinigung des Medizinischen 
Dienstes der Krankenversicherung 
bemühen. Zu bestätigen ist die die 

„Zwangsläufigkeit der Aufwendungen“. 
Es ist aber zu berücksichtigen, dass 
sich die Kosten selbst bei Vorlage 
eines entsprechenden Nachweises 
nur nach Abzug einer zumutbaren 
Eigenbelastung auswirken.


